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Die einen sehen im bedingungslosen
Grundeinkommen (BGE) eine Möglich-
keit für mehr Chancengleichheit und
individuelle Freiheit, die anderen eine
Gefahr für die Wirtschaft, der Beginn
einer Zweiklassengesellschaft und ei-
ne Abhängigkeit vom Staat: Auch
wenn die Positionen am Zumiker Po-
dium zur Initiative «Für ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen», die
am 5. Juni vors Volk kommt, weit aus-
einander lagen, ergab sich im Zumi-
ker Gemeindesaal vergangene Woche
eine angeregte und intensive Diskussi-
on. Die hochkarätig besetzte Podiums-
runde, die vom neu gegründeten Zu-
miker «Verein für Zukunftsfragen» or-
ganisiert wurde, lockte gut 90 Zuhöre-
rinnen und Zuhörer an – mehrheitlich
Befürworter der Initiative. Diese Zu-
sammensetzung ist wohl mit der Ge-
sinnung des Organisationskomitees zu
erklären und spiegelt nicht etwa die
Umfrageresultate wider, denn diese
prophezeien eine deutliche Ablehnung
der Initiative.

Zu Beginn wollte Moderator Den-
nis Bühler – der Zolliker ist Bundes-
hausredaktor bei der «Südostschweiz»
und der «Aargauer Zeitung» – von al-
len Teilnehmern wissen, ob sie mit ei-
nem bedingungslosen Grundeinkom-

men zur Zeit ihrer Jugend heute am
gleichen Ort in Leben stehen würden.
«Ich hätte mir sehr wahrscheinlich
überlegt, wo man sonst mit diesem
Geld leben könnte», gab Ständerat
Ruedi Noser (FDP) zu. Auch Lukas
Rühli von Avenir Suisse räumte ein,
dass er weniger Anreiz zum Arbeiten
und sich als Student wohl nicht um ei-
nen Nebenjob bemüht hätte. «Der
Druck, Geld zu verdienen, verleitet ei-
nen zum Arbeiten und dies gibt Be-
friedigung», meinte der Ökonom.

Christian Müller, Mitinitiant des
BGE, glaubt hingegen, dass sein Le-
ben in ähnlichen Bahnen verlaufen
wäre, denn durch die Unterstützung
seiner Eltern während der Ausbildung
habe er theoretisch ein Grundeinkom-
men gehabt. «Das BGE würde bewir-
ken, dass es allen so geht, egal wie die
Eltern situiert sind.»

Ausweitung der AHV
Philipp Löpfe, Wirtschaftsjournalist
beim Onlineportal Watson, nutzte die
Gelegenheit, um klarzustellen, dass
sich die Frage nach einem BGE auf
die Lage am Arbeitsmarkt beziehen
sollte. «In den 70er-Jahren war die Si-
tuation ganz anders, damals hat es
kein bedingungsloses Grundeinkom-
men gebraucht», so der ehemalige
Chefredaktor des «SonntagsBlicks»
und des «Tages-Anzeigers». Wieso er
der Meinung ist, dass es in Zukunft
ein solches brauche, führte er etwas
später aus: «Es gibt zwei Lager: Dieje-
nigen, die glauben unsere Wirtschafts-
ordnung könne noch 50 bis 100 Jahre
so weiterfunktionieren, und diejeni-
gen, die uns am Ende eines Zyklus se-
hen.» Er selbst gehöre zur zweiten
Gruppe. Es sei aber völlig absurd, nun
schon über die Finanzierung und die

Höhe des Grundeinkommens zu dis-
kutieren, meinte der 62-Jährige, der
mehrfach zum Wirtschaftsjournalisten
des Jahres gekürt wurde. Es müsse
viel eher darüber gesprochen werden,
wie diese Herausforderungen zu meis-
tern seien. Damit meinte er insbeson-
dere die Verschiebung einer hohen
Erwerbsquote vom Produktions- in
den Dienstleistungssektor sowie die
neu entstandene digitale Branche. Er
verglich die aktuelle Situation mit dem
Übergang von der Agrar- zu Industrie-
gesellschaft. Als Folge davon habe
man die AHV eingeführt; nun brauche
es eine neue derartige Versicherung:
«Das Grundeinkommen ist im Prinzip
eine Ausweitung der AHV.»

Noser sah hingegen ein Problem
darin, dass viele Menschen, die in der
digitalen Branche arbeiten, oft sehr
ortsungebunden leben. «Man müsste
mit einem Grundeinkommen kontrol-
lieren, dass das Geld auch in der
Schweiz ausgegeben wird», meinte er.
Dafür brauche es hunderte von Regeln
und Kontrollen, sodass der Mensch
schliesslich viel weniger frei wäre.
«Die Initianten wären also die ersten,
die dagegen wären», so Nosers Pro-
phezeiung. Ob das BGE als eine Be-
vormundung oder grössere Freiheit
bedeuten würde, wollte Bühler dann
vom fünften Gast in der Runde wis-
sen. Francis Cheneval ist Professor für
Politische Philosophie an der Universi-
tät Zürich. Doch der Philosoph kann
für sich selbst nicht abschliessend be-
antworten, ob denn ein Mensch An-
recht auf einen Teil des Kuchens habe,
an dessen Erschaffung er sich gar
nicht beteiligt hat. Daher konnte er
sich auch nicht zu einem Entscheid
zwischen Freiheit oder Bevormundung
durchringen. Ihm war es hingegen

wichtig zu betonten, dass Arbeit nicht
einfach vorhanden sei. «Sie beruht auf
Leuten, die produktiv arbeiten, denn
diese schaffen Arbeitsplätze.»

Anreize, sich zurückzuziehen
Die Frage des Moderators, ob man mit
einem BGE nicht die Errungenschaf-
ten der Schweiz, die Arbeitsplätze und
das Bildungssystem gefährden würde,
brachte Befürworter Müller zur Fest-
stellung, dass unsere Ummünzung
von Leistung in Wert sowieso komplett
verrückt sei. Sie basiere auf der Leis-
tung unserer Vorgänger. «Es ist nun
an der Zeit, dass alle von diesen guten
Voraussetzungen profitieren können»,
meinte der HSG-Absolvent. Für ihn
wäre das erreicht, wenn sich jeder die
Frage nach einer sinnvollen Betäti-
gung und somit nach dem eigenen
Beitrag zur Erhaltung des Wohlstan-
des, stellen könnte.

Noser gab darauf einerseits zu be-
denken, dass die Schweiz zuerst aus
den Schulden herauskommen müsste,
sprich, dass das BGE nicht finanzier-
bar sei. Ein Argument, das aber von
den Befürwortern immer wieder ab-
geklemmt wurde mit dem Einwand,
es gehe erst um einen Grundsatzent-
scheid, um einen «Paradigmenwech-
sel», wie es Löpfe nannte. Anderseits
liess sich der FDP-Mann Noser zu ei-
ner optimistischen Prognose für den
Arbeitsmarkt verleiten: «Wir müssen
keine Angst haben: Unsere Kinder
kommen in einen Arbeitsmarkt mit
grossen Möglichkeiten.» Die Digitali-
sierung biete eine einmalige Chance
zum Wirtschaftswachstum. Rühli ar-
gumentierte gegen das BGE, weil es
für «Verlierer dieser Welt» Anreize
schaffe, sich zurückzuziehen, und so
eine Zweiklassengesellschaft entstehe.

Der fehlende Anreiz zum Arbeiten
war neben der angeblichen Nichtfi-
nanzierbarkeit das Hauptargument
des Mannes aus der Denkfabrik.

Chenevals Gedankenexperiment,
durch die Rückgewinnung von Ver-
kaufsrechten aller persönlichen Daten
das Grundeinkommen zu finanzieren,
war wohl die einzige Aussage, der alle
Beteiligten etwas abgewinnen konn-
ten. Das Ganze schien aber doch zu
komplex, um ernsthaft als Idee ver-
folgt zu werden. Grundsätzlich sei das
BGE aber im Hinblick auf Daten wie
auch auf Geld ein Mittel, um Macht zu
verteilen, betonte Initiant Müller. «Da-
durch wäre man weniger abhängig
von denjenigen, die Geld und Daten
besitzen.»

Dass es nur bedingt gelang über
die Initiative hinaus zu diskutieren,
wie es Moderator Bühler zu Beginn
gewünscht hatte, lag daran, dass sich
die Redner in die von Löpfe formulier-
ten zwei Lager einteilen liessen. Dieje-
nigen, die eine Veränderung für not-
wendig halten, und diejenigen, die mit
dem Status quo mehrheitlich zufrie-
den sind. Dies wurde spätestens klar,
als ein junger Zuhörer sich an Noser
richtete und von ihm wissen wollte,
was er zu unternehmen gedenke, da-
mit man auch in 50 Jahren noch mit
einer AHV-Rente rechnen könne und
der Planet Erde nicht unter der stetig
wachsenden Wirtschaft kollabiere.
«Mit der AHV-Revision bestehen gute
Chancen, dass auch Sie einmal eine
AHV haben werden und wenn wir ge-
nug in Forschung und Innovation in-
vestieren, werden auch dann noch ge-
nügend Jobs vorhanden sein», meinte
der Unternehmer fast etwas lapidar.
Den ökologischen Aspekt der Frage
liess er gänzlich unbeantwortet.

Zeitgemässer Paradigmenwechsel oder unnötiges Risiko?
Laut Umfragen soll das
Nein zur Initiative für ein
bedingungsloses Grundein-
kommen schon beschlossen
sein. Trotzdem stösst das
Thema auf sehr grosses In-
teresse. So auch an einem
Podium in Zumikon.

Annina Just

Uneinig über Chancen und Risiken des BGE: Philosoph Cheneval, Wirtschaftsjournalist Löpfe, Mit-Initiant und Ökonom Müller, Ständerat und Unternehmer Noser und Ökonom Rühli (v. l.).

tionalrat Daniel Vischer glaubte
nicht, dass die Schweiz durch die Re-
vision für Flüchtlinge attraktiver
wird. «Ein schnelleres Verfahren hilft
denen, die einen positiven Bescheid
erhalten. Die, die kaum eine Chance
haben, sind nicht an schnellen Ver-
fahren interessiert», war Vischer
überzeugt. Neben der Asylgesetzrevi-
sion diskutierten die vier Politiker am
Politpodium vor rund 100 Schülerin-
nen und Schülern der Kantonsschule
in Küsnacht über das Fortpflan-
zungsgesetz und das bedingungslose
Grundeinkommen (BGE).

Behinderte an den Rand gedrängt
Beim Fortpflanzungsgesetz waren
sich die Diskussionsteilnehmer weit-
gehend einig. Sowohl Mauro Tuena
als auch Claudia Geiser und Mattea
Meyer sprachen sich klar für das Ge-
setz aus. Einzig Daniel Vischer war
dagegen. Selbst er räumte aber ein,
es sei kein Unglück, sollte es ange-

nommen werden. Der ehemalige Na-
tionalrat befürchtete, dass Menschen
mit einer Behinderung noch weiter
an den Rand der Gesellschaft ge-
drängt werden, sollte das Gesetz an-
genommen werden. Dem wider-
sprach Mattea Meyer. Sie sah zwar
ebenfalls die Wichtigkeit, Menschen
mit einer Behinderung ernst zu neh-
men und nicht an den Rand zu drän-
gen. Für die SP-Nationalrätin hängt
dies aber nicht mit der Annahme
oder der Ablehnung des Gesetzes zu-
sammen. Mauro Tuena betonte zu-
dem, dass betroffene Paare die Tests
bereits heute machen würden. «Sie
fahren dafür einfach ins Ausland.
Durch die strengen Regelungen sind
wir zudem weit davon entfernt, per-
fekte Menschen zu erschaffen, wie
das von den Gegnern propagiert
wird», erklärte der SVP-Nationalrat
weiter. «Die gleichen Tests, die mit
einer Annahme vor dem Einsetzen
des Embryos in die Gebärmutter ge-
macht werden, können Frauen be-
reits jetzt machen», betont auch Gei-

ser. «Einfach erst, wenn sie schwan-
ger sind», fügte die Grünliberale ein
weiteres Proargument hinzu.

Grundeinkommen finanzierbar?
«208 Milliarden Franken würde uns
das bedingungslose Grundeinkom-
men pro Jahr kosten. Das ist
schlicht nicht finanzierbar», stellte
Mauro Tuena gleich zu Beginn sei-
nen Standpunkt klar. Daniel Vischer
betonte allerdings, dass rund die
Hälfte der geleisteten Arbeit unent-
geltlich sei, zum Beispiel in der Pfle-
ge oder in der Kindererziehung.
«Ausserdem wissen wir nicht, wie
sich die Anzahl der Erwerbsplätze
mit der ganzen Roboterisierung ent-
wickelt», so Vischer. Zur Finanzie-
rung schlug er eine Idee des ehema-
ligen Bundesratssprechers Oswald
Sigg vor, die die Initianten allerdings
nicht aufgenommen haben. Seine
Idee sei es gewesen, das BGE durch
eine Mikrosteuer zu finanzieren, die
jede Kontobewegung besteuert. Mit
Mattea Meyer sprach sich auch die

SP-Vertretung gegen das BGE aus.
Sie wies zwar darauf hin, dass vor
allem Frauen extrem viel unbezahlte
Arbeit verrichten, sah in der Vorlage
allerdings ein grosses Risiko. «Men-
schen, die nicht arbeiten können,
würden massiv unter die Räder ge-
raten, da der Sozialstaat massiv ge-
fährdet würde», meinte Meyer. Sie
wies zudem auf einen Gegenvor-
schlag der SP hin, eine allgemeine
Erwerbsversicherung. Diese solle je-
der erhalten, der nicht arbeiten
kann, aus welchem Grund auch im-
mer. Damit soll verhindert werden,
dass sich die heutigen Versicherun-
gen wie AHV und IV die Leute ge-
genseitig zuschieben.

Claudia Geiser sah in der Vorlage
vor allem die Gefahr, vermehrt in ei-
ne Abhängigkeit des Staates zu ge-
langen, da einige Leute nicht mehr
arbeiten und sich voll auf das BGE
verlassen würden. Ausserdem lobte
die Grünliberale das hervorragend
funktionierende Sozialsystem in der
Schweiz.
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